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Wichtigste Ergebnisse der Ratstagung 

Die Minister führten eine Orientierungsaussprache über die wichtigsten Maßnahmen zur Unter-
stützung kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) in Europa. Sie zogen eine Bilanz der Ent-
wicklungen seit Einleitung der Initiative "Small Business Act", in deren Rahmen Maßnahmen 
dargelegt wurden, um auf die durch die Wirtschaftskrise aufgeworfenen Herausforderungen zu 
reagieren, und prüften Mittel und Wege zur weiteren Verbesserung ihrer jeweiligen 
Wachstumskapazitäten. 

Die Minister hatten ferner einen Gedankenaustausch über die Rahmenbedingungen für eine wett-
bewerbsfähige Industrie in Europa; dabei wurden auch Wettbewerbsaspekte anderer Politik-
bereiche der EU, wie etwa Energie, Klima, Forschung und Handel, berücksichtigt. Die Ergebnisse 
der Aussprache bilden die Grundlage für die Erarbeitung von Schlussfolgerungen des Rates, die auf 
der Tagung des Rates (Wettbewerbsfähigkeit) im Dezember angenommen werden sollen. Im Mittel-
punkt der Aussprache stand ferner eine Reihe strategischer Industriebereiche, insbesondere die 
Verteidigungsindustrie, nachdem die Kommission im Juli einen einschlägigen Aktionsplan vorge-
schlagen hatte, der auf der Tagung des Europäischen Rates im Dezember erörtert werden soll.  
Der jüngste Aktionsplan zur Unterstützung der Stahlindustrie wurde ebenfalls gebührend 
berücksichtigt. 

Der Rat führte eine Orientierungsaussprache über Stand der Strategie "Innovationsunion" und über 
die weiteren Schritte auf dem Weg zur Vollendung eines gemeinsamen europäischen 
Forschungsraums. 

Der Rat nahm in diesem Zusammenhang Kenntnis von den Erläuterungen zu einer neuen Gene-
ration öffentlicher und privater Partnerschaften, mit denen Hauptbestandteile der Innova-
tionsunion und weiterer einschlägiger EU-Strategien zur Förderung der Schaffung von Wachstum 
und Arbeitsplätzen umgesetzt werden sollen. Diese Partnerschaften werden die Durchführung 
umfassender und langfristiger Innovationstätigkeiten im Rahmen von "Horizont 2020", dem 
nächsten Forschungsrahmenprogramm der EU, ermöglichen.  

– Es sollen fünf öffentlich-private Partnerschaften in den Bereichen biobasierte Industrie-
zweige, Luftfahrt, Elektronik, Brennstoffzellen und Wasserstoff sowie innovative Arznei-
mittel als gemeinsame Technologieinitiativen eingerichtet bzw. weiterentwickelt werden. 

– Es sollen vier öffentlich-öffentliche Partnerschaften aus Forschungsprogrammen 
entwickelt werden, die gemeinsamen von Mitgliedstaaten mit Beteiligung der Union in den 
Bereichen aktives und unterstütztes Leben, klinische Studien, Metrologie und Forschung 
betreibende kleine und mittlere Unternehmen durchgeführt werden. 

Eine Aktualisierung des Zollkodex der Union wurde vom Rat ohne Aussprache angenommen. 
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1  Sofern Erklärungen, Schlussfolgerungen oder Entschließungen vom Rat förmlich angenommen wurden, ist 
dies in der Überschrift des jeweiligen Punktes angegeben und der Text in Anführungszeichen gesetzt. 

 Dokumente, bei denen die Dokumentennummer im Text angegeben ist, können auf der Website des Rates 
http://www.consilium.europa.eu eingesehen werden. 

 Rechtsakte, zu denen der Öffentlichkeit zugängliche Erklärungen für das Ratsprotokoll vorliegen, sind 
durch * gekennzeichnet; diese Erklärungen können auf der genannten Website des Rates abgerufen werden 
oder sind beim Pressedienst erhältlich. 
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ERÖRTERTE PUNKTE 

BINNENMARKT und INDUSTRIE 

Förderung der Wettbewerbsfähigkeit von KMU 

Die Minister führten eine Orientierungsaussprache über die wichtigsten Maßnahmen zur Unter-
stützung kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) in Europa. Sie zogen eine Bilanz der Entwick-
lungen seit Einleitung der Initiative "Small Business Act". 

Es wurden mehrere konkrete und vorrangige Schlüsselmaßnahmen erörtert, mit denen das Wachs-
tumspotenzial kleiner Unternehmen gesteigert werden soll, wie etwa die Schaffung eines unterneh-
mensfreundlichen Umfelds im digitalen Binnenmarkt und im Binnenmarkt für Dienstleistungen, die 
Vereinfachung des rechtlichen Rahmens für innovative Unternehmen und eine bessere Umsetzung 
des Small Business Act. 

Die Ergebnisse der Aussprache werden in die Vorbereitung der Tagung der Tagung des Euro-
päischen Rates am 24./25. Oktober 2013 einfließen. 

Während der Aussprache wiesen zahlreiche Delegationen darauf hin, dass der Zugang zu Finanz-
mitteln eines der dringendsten Probleme für KMU darstelle und dass alternative Quellen wie etwa 
die Risikokapitalmärkte und die EU-Finanzierungsinstrumente sondiert und genutzt werden 
müssten, um eine umfassendere Versorgung der KMU mit Finanzmitteln zu erleichtern. 

Alle Delegationen waren sich darin einig, dass der Binnenmarkt für Dienstleistungen eine wichtige 
Rolle für die Entwicklung von KMU spielt; viele Delegationen beklagten indes, dass die gebotenen 
Möglichkeiten nicht voll ausgeschöpft würden, und forderten die Beseitigung unnötiger Hinder-
nisse, die grenzüberschreitende Transaktionen zwischen Mitgliedstaaten erschwerten. Diesbezüg-
lich wurde insbesondere auf den Handlungsbedarf hingewiesen, der hinsichtlich der Online-
Geschäfte im Rahmen der Entwicklung eines digitalen Binnenmarkts bestehe. 

Hinsichtlich der Nutzung der digitalen Wirtschaft zur Schaffung neuer Geschäftsmodelle sowie zur 
Förderung von Neugründungen und Innovationen wurden mehrere Maßnahmen umrissen, denen 
entscheidende Bedeutung beigemessen wird. Die forcierte Umsetzung der digitalen Agenda werde 
in bestimmten Bereichen rasche Fortschritte ermöglichen; dies gelte unter anderem für die Initia-
tiven in Bezug auf den elektronischen Geschäftsverkehr, die elektronische Authentifizierung und 
die elektronische Rechnungsstellung, die Interoperabilität, sichere elektronische Zahlungssysteme, 
den Datenschutz, die Rechte des geistigen Eigentums oder die Schaffung und den Ausbau geeig-
neter Infrastrukturen. 

Es bestand allgemein Einigkeit darüber, dass durch die Vereinfachung von Verwaltungsverfahren, 
die Verringerung des Verwaltungsaufwands und die gleichzeitige Nutzung von Initiativen im 
Bereich "intelligente Rechtsetzung" ebenfalls ein günstiges Umfeld für EU-Unternehmen 
geschaffen und die Kosten für die Unternehmen gesenkt werden könnten. 

Viele Minister forderten zudem eine systematischere Anwendung des im Small Business Act 
verankerten Grundsatzes "zuerst an die kleinen Betriebe denken". 
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Die Entwicklung einer modernen öffentlichen Verwaltung, die auf die Bedürfnisse kleiner Unter-
nehmen eingeht, wurde ebenfalls als grundlegende Möglichkeit zur Unterstützung von KMU 
betrachtet. 

Außerdem kamen die Minister überein, die Beobachtung der KMU-bezogenen Politik durch das 
Netz von KMU-Beauftragten 1 in den Mitgliedstaaten zu verbessern – auch dadurch, dass diese 
Beauftragten aufgefordert werden, dem Rat (Wettbewerbsfähigkeit) Bericht zu erstatten. 

Der Small Business Act (SBA) wurde 2008 von der Europäischen Kommission ins Leben gerufen 
und im gleichen Jahr vom Europäischen Rat gebilligt2. Er umfasst gemeinsame Grundprinzipien für 
zehn verschiedene Bereiche, um die Politik KMU-freundlicher zu gestalten, und schafft einen 
umfassenden politischen Rahmen für die EU und ihre Mitgliedstaaten. Im Mittelpunkt des SBA 
steht das Ziel, ausgehend von der praktischen Verwirklichung des Grundsatzes "zuerst an die 
kleinen Betriebe denken" die bestmöglichen Bedingungen für KMU zu schaffen. 

Bei der Überarbeitung des SBA im Jahr 2011 wurden vier Prioritätsbereiche benannt, um auf die 
durch die Wirtschaftskrise aufgeworfenen Herausforderungen zu reagieren und die Wachstums-
kapazität weiter zu verbessern: Zugang zu Finanzmitteln, Marktzugang, intelligente Regulierung 
bzw. Verringerung des Verwaltungsaufwands und unternehmerisches Denken und Handeln. 

Rahmenbedingungen für eine wettbewerbsfähige Industrie 

Die Minister führten einen Gedankenaustausch über die derzeitigen Rahmenbedingungen und die 
Aussichten für die europäische Industrie im Zusammenhang mit Wettbewerbsaspekten anderer 
Politikbereiche der EU, wie etwa Energie, Klima, Forschung und Handel. 

Im Mittelpunkt der Aussprache standen ferner einige strategische Industriebereiche, insbesondere 
die Verteidigungsindustrie. Der jüngste Aktionsplan zur Unterstützung der Stahlindustrie 
10900/13 wurde ebenfalls gebührend berücksichtigt. 

Die Ergebnisse der Aussprache werden zusammen mit Beiträgen der Kommission die Grundlage 
für die Erarbeitung von Schlussfolgerungen des Rates bilden, die auf der Tagung des Rates (Wett-
bewerbsfähigkeit) im Dezember angenommen werden sollen. Diese Schlussfolgerungen sollen 
Empfehlungen für ein breites Spektrum von Fragen enthalten, welche die industrielle Wettbewerbs-
fähigkeit betreffen. 

Ausgehend von einem Vermerk des Vorsitzes (13593/13) wiesen die Minister auf mehrere vorran-
gige Maßnahmen hin, welche die derzeitigen Rahmenbedingungen erheblich verbessern und die 
industrielle Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten insbesondere in folgenden Bereichen 
erleichtern könnten: Zugang zu den Märkten (sowohl Inlands- als auch Drittlandsmärkte), Normung 
und Interoperabilität, Innovation, Qualifikationen und Humankapital, Zugang zu Finanzmitteln, 
Energiemärkte und Zugang zu Rohstoffen. 

                                                 
1 http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/small-business-act/sme-envoy/ 
2 Small Business Act für Europa 
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Es wurde als wichtig erachtet, dass bei der Förderung der EU-Industriepolitik ein breiter Ansatz 
verfolgt wird, und zwar auch dann, wenn Maßnahmen in anderen Politikbereichen erörtert werden, 
die sich auf unsere Industrie auswirken. 

Die Minister betonten, dass die industrielle Wettbewerbsfähigkeit einen soliden Bestandteil der EU-
Politik (z.B. Zielvorgaben, Politik-Optionen usw.) und der künftigen diesbezüglichen internatio-
nalen Verhandlungen bildet. 

Im Dezember 2012 nahm der Rat Schlussfolgerungen über eine Aktualisierung der Industriepolitik 
und über deren Beitrag zu Wachstum und wirtschaftlicher Erholung an (17566/12). In den Schluss-
folgerungen werden vier Säulen hervorgehoben: Förderung von Investitionen in innovative und 
neue Technologien, Schaffung eines Umfelds, das es den EU-Unternehmen erlaubt, größtmöglichen 
Nutzen aus dem Binnenmarkt und den internationalen Märkten zu ziehen, Verbesserung des 
Zugangs zu Finanzierungsmitteln und Steigerung der Investitionen in Menschen und 
Qualifikationen. 

Der Rat betonte in diesem Zusammenhang, dass die Maßnahmen in strategischen Sektoren mit 
einem hohen Potenzial zur Stärkung von Wettbewerbsfähigkeit und Schaffung von Arbeitsplätzen 
beschleunigt werden müssen und dass der Übergang zu einer ressourcenschonenden Wirtschaft mit 
geringem CO2-Ausstoß erleichtert werden muss. 

– Verteidigungsindustrie 

Der Rat führte eine Aussprache über einen Aktionsplan für einen wettbewerbsfähigeren und effizi-
enteren Verteidigungs- und Sicherheitssektor, den die Kommission am 24. Juli vorgeschlagen hatte 
(12773/13).  

Die Ergebnisse der Aussprache werden in die Vorbereitungen für die thematische Tagung des 
Europäischen Rates zur gemeinsamen Verteidigungspolitik einfließen, die für den 
19./20. Dezember 2013 anberaumt ist. 

Der Aussprache lag ein Vermerk des Vorsitzes zugrunde (13458/13). 

Der neue Aktionsplan enthält ein breites Spektrum von Maßnahmen zur Förderung der Wett-
bewerbsfähigkeit und Effizienz des Sektors. 

Zahlreiche Delegationen wiesen auf eine Reihe von Maßnahmen hin, denen sie hinsichtlich der 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Verteidigungssektors entscheidende Bedeu-
tung beimessen; dazu gehören  

– die Stärkung des Binnenmarkts durch Beseitigung von Marktverzerrungen und Verbesse-
rung der Versorgungssicherheit; 

– die Förderung gemeinsamer Normen und Zertifizierungen und 

– die Nutzung zivil-militärischer Synergien, insbesondere in der Forschung, zur Unterstüt-
zung der Entwicklung von mehr Produkten mit doppeltem Verwendungszweck und mehr 
Fähigkeiten. 
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– Stahlindustrie 

Die Minister begrüßten den von der Kommission erstellten Aktionsplan zur Unterstützung der 
Stahlindustrie in Europa (10900/13). 

Der Aktionsplan für die Stahlindustrie, der im Juni dieses Jahres vorgestellt wurde, war im 
Benehmen mit Vertretern der Industrie, der Gewerkschaften und weiteren Interessenträgern erstellt 
worden. 

Er sieht ein breites Spektrum an kurz-, mittel- und langfristigen Maßnahmen vor, mit denen die 
derzeitigen Probleme des Sektors überwunden werden sollen und zur Festigung und zum Ausbau 
seiner Wettbewerbsfähigkeit beigetragen werden soll. 

Es wurden mehrere Handlungsbereiche ermittelt, die für die Wettbewerbsfähigkeit des Stahlsektors 
besonders wichtig sind, einschließlich internationaler Wettbewerb (einschließlich Protektionismus 
und unfairer Handelspraktiken), Zugang zu Rohstoffen, Verwaltungsaufwand, Umsetzung der EU-
Klimapolitik, Energiekosten, Qualifikationsdefizite, Produktionskapazitäten, Forschung und Inno-
vation sowie nachfrageseitige Maßnahmen. 

Die Kommission wird innerhalb von zwölf Monaten bewerten, wie sich die Umsetzung des 
Aktionsplans auf die Wettbewerbsfähigkeit der Stahlindustrie ausgewirkt hat. 

Die EU ist derzeit der zweitgrößte Stahlproduzent der Welt. 
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FORSCHUNG und INNOVATION 

Stand der Innovationsunion und Europäischer Forschungsraum 

Der Rat führte eine Orientierungsaussprache über Stand der Strategie "Innovationsunion" und über 
die Fortschritte auf dem Weg zur Vollendung eines gemeinsamen europäischen Forschungsraums. 

Die Ergebnisse der Aussprache werden in die Vorbereitung der Tagung der Tagung des Euro-
päischen Rates am 24./25. Oktober 2013 einfließen. 

Der Rat nahm ferner drei einschlägige Berichte der Kommission zur Kenntnis: 

– die Mitteilung "Stand der Innovationsunion 2012 – Beschleunigung des Wandels"1, die 
einen Überblick vom Stand der Umsetzung der Leitinitiative "Innovationsunion" vermit-
telt; ferner werden darin die Fortschritte skizziert, die bei der Steigerung der Wettbewerbs-
fähigkeit durch Innovationen und bei der Schaffung weiterer günstiger Beschäftigungs-
möglichkeiten erzielt wurden. Außerdem wird in dem Bericht auf die Vorbereitungen für 
das künftige EU-Forschungs- und Innovationsprogramm "Horizont 2020"2hingewiesen, 
das die gesamte Wertschöpfungskette umfasst und in dem mehr Gewicht auf die Innova-
tionstätigkeit gelegt wird; 

– den ersten Fortschrittsbericht über den Europäischen Forschungsraum (EFR) (13812/13), 
in dem die Fortschritte in den fünf vorrangigen EFR-Bereichen dargelegt werden: effek-
tivere nationale Forschungssysteme; optimale transnationale Zusammenarbeit und Wett-
bewerb; offener Arbeitsmarkt für Forscher; Gleichstellung der Geschlechter und Berück-
sichtigung des Gleichstellungsaspekts in der Forschung sowie optimaler Austausch, 
Zugang und Transfer von bzw. zu wissenschaftlichen Erkenntnissen;  

– die Mitteilung "Messung der Innovationsleistung in Europa: ein neuer Indikator" 
(13759/13), in der ein neues Instrument für die Politikgestaltung, nämlich ein Indikator zur 
Messung der Innovationsleistung vorgeschlagen wird. Der Indikator soll Aufschluss 
darüber geben, wie die jeweiligen Stärken und Schwächen der Mitgliedstaaten und der EU 
ihre Gesamtleistung bestimmen. Der Innovationsindikator umfasst vier Komponenten: 
technologische Innovation, gemessen an der Zahl der Patente, Beantwortung der Frage, in 
welchem Maße gut ausgebildete Arbeitskräfte in der Wirtschaftsstruktur eines Landes zum 
Tragen kommen, Handel mit wissensintensiven Gütern und Dienstleistungen sowie Beitrag 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen in wachstumsstarken Unternehmen. 

Alle Delegationen begrüßten die drei Berichte und stimmten den im EFR-Bericht enthaltenen 
Ansätzen und Folgemaßnahmen weitgehend zu.  

                                                 
1 http://ec.europa.eu/research/state_of_the_innovation_union_report_2012.pdf 
2 http://ec.europa.eu/research/horizon2020/index_en.cfm 
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Während der Aussprache, die auf der Grundlage eines Vermerks des Vorsitzes (13471/13) erfolgte, 
gingen die Minister auch auf wesentliche Bestandteile des Europäischen Forschungsraums ein, die 
Forschung und Innovation fördern und damit letztendlich dem Ziel dienen werden, wirtschaftliches 
Wachstum herbeizuführen und die Schaffung neuer Arbeitsplätze zu ermöglichen; dazu gehören 

– eine bessere und intensivere Nutzung öffentlicher Verwaltungsinstrumente zur Förderung 
von Innovationen, insbesondere durch Vergabeverfahren;  

– eine engere und tiefere Zusammenarbeit zwischen der Industrie und den Universitäten und 
weiteren Hochschulen; 

– die Förderung spezieller Fähigkeiten bei jungen Menschen im Rahmen der nationalen 
Bildungssysteme, um Nachfragelücken auf dem Arbeitsmarkt zu schließen; 

– eine gezieltere Finanzierung von zukunftsorientierten Projekten, wobei auch die kommer-
zielle Umsetzung zu berücksichtigen ist; 

– eine bessere Verbreitung der Daten und Ergebnisse von Forschungsprojekten, die Multipli-
katoreffekte erzeugen könnten; 

– eine intensivere Koordinierung nationaler Forschungsprogramme. 

Alle Delegationen betrachteten den neuen Innovationsindikator als ein sehr nützliches Instrument 
mit relevanten Komponenten; allerdings schlugen zahlreiche Delegationen vor, den Indikator in 
Verbindung mit anderen Parametern und Indikatoren zu nutzen, damit die Auswirkungen von 
Forschungsprojekten in der Realwirtschaft besser erfasst werden könnten. 

Abschließend wiesen zahlreiche Delegationen auf das enorme Potenzial der privaten und öffent-
lichen Innovationspartnerschaften in der Konfiguration des EFR hin, da diese Partnerschaften den 
Auftrag hätten, einige der großen gemeinsamen gesellschaftlichen Herausforderungen, die uns 
bevorstünden, anzugehen. 

Private und öffentliche Forschungs- und Innovationspartnerschaften 

In öffentlicher Sitzung hörte der Rat die Erläuterungen der Kommission zu einer neuen Generation 
öffentlicher und privater Partnerschaften, mit denen Hauptbestandteile der Innovationsunion und 
weiterer einschlägiger EU-Strategien zur Förderung der Schaffung von Wachstum und Arbeits-
plätzen umgesetzt werden sollen. 

Diese Partnerschaften werden die Durchführung umfassender und langfristiger Innovationstätig-
keiten im Rahmen von "Horizont 2020", dem nächsten Forschungs- und Innovationsrahmen-
programm der EU, ermöglichen. 
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Es sollen fünf öffentlich-private Partnerschaften in folgenden Bereichen als gemeinsame Technolo-
gieinitiativen (GTI) eingerichtet bzw. weiterentwickelt werden: 

– biobasierte Industriezweige: Entwicklung neuer und wettbewerbsfähiger biobasierter 
Wertschöpfungsketten, die den Bedarf an fossilen Brennstoffen ersetzen und sich in 
erheblichem Maße auf die ländliche Entwicklung auswirken (12355/13); 

– Luftfahrt ("Clean Sky 2"): Reduzierung der Auswirkungen der nächsten Luftfahrzeug-
generation auf die Umwelt(12347/13);  

– Elektronik: Aufrechterhaltung der Spitzenposition Europas bei Elektronikkomponenten 
und -systemen und schnellere Überbrückung der Kluft zwischen Forschung und 
Verwertung (12375/13);  

– Brennstoffzellen und Wasserstoff: Entwicklung kommerziell tragfähiger, umweltfreund-
licher Lösungen mit Wasserstoff als Energieträger und Brennstoffzellen als Energie-
wandlern (12378/13), und  

– innovative Arzneimittel ("IMI 2"): Verbesserung der Gesundheit und des Wohlbefindens 
der europäischen Bürger durch neue und wirksamere Diagnoseverfahren und Behand-
lungen wie etwa neue antimikrobiellen Behandlungen (12370/13). 

In der Kommissionsmitteilung "Öffentlich-private Partnerschaften im Rahmen von 'Horizont 2020': 
ein leistungsstarkes Instrument für Innovation und Wachstum in Europa" (12344/13) heißt es, dass 
für diese fünf GTI Gesamtinvestitionen von über 17 Mrd. EUR vorgesehen sind, wovon bis zu 
6,4 Mrd. EUR aus dem EU-Haushalt bereitgestellt werden sollen. 

Es sollen vier öffentlich-öffentliche Partnerschaften aus Forschungsprogrammen entwickelt werden, 
die gemeinsam von Mitgliedstaaten mit Beteiligung der Union in folgenden Bereichen durchgeführt 
werden:  

– aktives und unterstütztes Leben: Verbesserung der Lebensqualität für ältere Menschen und 
Verfügbarkeit technologiegestützter Produkte und Dienstleistungen (12367/13); 

– klinische Studien in afrikanischen Ländern: Beitrag zur Verringerung der durch armuts-
bedingte Krankheiten verursachten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Belastungen 
(12369/13); 

– Metrologie: Bereitstellung zweckdienlicher Lösungen für die Metrologie sowie von Mess-
technologien, die in gesellschaftlich bedeutenden Bereichen wie Energie, Umwelt und 
Gesundheit eingesetzt werden (12372/13), und  

– KMU, die Forschungs- und Entwicklungsarbeit leisten (Programm "Eurostars 2"): Förde-
rung der Wettbewerbsfähigkeit innovativer KMU (12336/13). 

Die Kommission rief das Europäische Parlament und den Rat auf, die notwendigen Gesetzgebungs-
akte fertigzustellen, damit diese Partnerschaften mit dem Start von Horizont 2020 anlaufen können. 
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SONSTIGES 

Tabakerzeugnisse 

Der Rat nahm Informationen der polnischen Delegation (13795/13) zu dem Entwurf einer Richtlinie 
über die Herstellung, die Aufmachung und den Verkauf von Tabakerzeugnissen und verwandten 
Erzeugnissen (18068/12) zur Kenntnis. 

Die polnische Delegation wies auf die Wettbewerbsaspekte der Vorschläge und die möglichen 
Auswirkungen für die Wirtschaftsbeteiligten hin. 

Die EU-Gesundheitsminister haben sich am 21. Juni auf eine allgemeine Ausrichtung zu dem 
Richtlinienentwurf geeinigt (11388/13). Das Europäische Parlament wird voraussichtlich auf einer 
der nächsten Plenartagungen über den Entwurf abstimmen. 

Staatliche Beihilfen: Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung 

Der Rat nahm Informationen der tschechischen Delegation (13809/13) zu den Vorbereitungen für 
die Aktualisierung der "Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung" für staatliche Beihilfen zur 
Kenntnis, die es der Kommission ermöglicht, bestimmte Arten von staatlichen Beihilfen für mit 
dem Binnenmarkt vereinbar zu erklären.  

Mehrere Delegationen erinnerten daran, dass sich die Möglichkeit biete, die Regeln für staatliche 
Beihilfen im Zuge der allgemeinen Reform zu verbessern. 

Die Überprüfung der Verordnung ist Teil der umfassenderen Reform zur Modernisierung der 
Regeln für staatliche Beihilfen, die 2012 eingeleitet wurde. Sie soll dafür sorgen, dass die Mitglied-
staaten und die beteiligten Kreise sich ab 2014 auf klare Vorschriften stützen können, die ihnen als 
Bezugspunkt für die Gestaltung ihrer Politik und ihrer Beihilfemaßnahmen dienen. 

Erdbeobachtungsprogramm "Copernicus" für den Zeitraum 2014-2020 

Der Rat nahm Informationen der Kommission zu dem Vorschlag für die Finanzierung und den 
Betrieb des Europäischen Erdbeobachtungsprogramms "Copernicus" für den Zeitraum 2014-2020 
zur Kenntnis. 

Der Vorschlag zur Einrichtung des Programms Copernicus (10275/1/13), wie das Erdbeobachtungs-
programm der Europäischen Kommission, das bislang den Namen GMES (Globale Umwelt- und 
Sicherheitsüberwachung) trug, fortan heißen wird, wird derzeit geprüft. 

Die Kommission forderte die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, ihre Anstrengungen gemeinsam 
mit dem Europäischen Parlament zu verstärken, damit das Programm so bald wie möglich ange-
nommen werden und ab 2014 anlaufen kann. 
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SONSTIGE ANGENOMMENE PUNKTE 

ZOLLUNION  

Flachbildschirme 

Der Rat änderte die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 über die zolltarifliche und statistische Nomen-
klatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif, um für Flachbildschirme, die mit einem akzeptablen 
Funktionalitätsgrad die Signale automatischer Datenverarbeitungsmaschinen darstellen können, 
eine Zollbefreiung auf autonomer Grundlage zu gewähren (13418/13 und 13861/13). 

Aktualisierung des Zollkodex der Union 

Der Rat nahm eine Neufassung des Zollkodex der Union an, um den derzeitigen, mit der Verord-
nung (EG) Nr. 450/2008 festgelegten Zollkodex zu aktualisieren (PE-CONS 36/13 und 13770/13 
ADD1 REV2).  

Die meisten Bestimmungen der derzeitigen Verordnung sind von Änderungen betroffen, entweder 
wegen der erforderlichen Angleichungen an den Vertrag von Lissabon, der am 1. Dezember 2009 in 
Kraft trat, oder wegen der Entwicklungen bei den einschlägigen Rechtsvorschriften der EU und auf 
internationaler Ebene.  

Der neue Kodex wird den Unternehmen und den nationalen Zollverwaltungen mehr Rechtssicher-
heit bieten. Ferner wird er die Anwendung elektronischer Verfahren und eine einheitlichere 
Anwendung der Rechtsvorschriften bei den Zollkontrollen an den EU-Außengrenzen fördern und 
damit zu effizienten und einfachen Abwicklungsverfahren beitragen, die den Handel erleichtern und 
die Kosten für die Unternehmen senken. 

Das Europäische Parlament hat den neuen Zollkodex der Union bei seiner Abstimmung vom 
11. September gebilligt. 

Grundlage der Union ist eine Zollunion. In dem Zollkodex werden die bestehenden zollrechtlichen 
Vorschriften im Interesse der Wirtschaftsbeteiligten wie der Zollbehörden der Union zusammen-
gefasst. Der Kodex, dem das Konzept eines Binnenmarkts zugrunde liegt, enthält die allgemeinen 
Vorschriften und Verfahren, welche die Anwendung der zolltariflichen und sonstigen gemeinsamen 
politischen Maßnahmen, die auf Unionsebene für den Warenverkehr zwischen der Union und den 
Ländern oder Gebieten außerhalb des Zollgebiets der Union eingeführt wurden, gewährleisten. 
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WIRTSCHAFT UND FINANZEN 

Banco de España - Externe Rechnungsprüfer 

Der Rat hat einen Beschluss angenommen, mit dem die Bestellung von KPMG-Rechnungsprüfern 
als externer Rechnungsprüfer der Banco de España für die Geschäftsjahre 2013 bis 2017 anerkannt 
wird. 

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN 

Republik Fidschi - geeignete Maßnahmen 

Der Rat hat die geeigneten Maßnahmen der EU für die Republik Fidschi, die seit Oktober 2007 als 
eine Folge des Militärputsches im Jahr 2006 gelten, bis zum 31. März 2015 verlängert. Der Rat hat 
zugleich die Maßnahmen geändert und die Regierung Fidschis aufgefordert, in einen verstärkten 
politischen Dialog gemäß Artikel 8 des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens einzutreten. 

Republik Moldau – restriktive Maßnahmen 

Der Rat hat die restriktiven Maßnahmen der EU gegen die Führung der transnistrischen Region der 
Republik Moldau bis 30. September 2014 verlängert. 

HANDELSPOLITIK 

Assoziationsabkommen mit Zentralamerika - Costa Rica und El Salvador 

Der Rat hat beschlossen, Costa Rica und El Salvador bis Ende September Notifikationen zu über-
mitteln, in denen als Datum des Beginns der vorläufigen Anwendung des Assoziationsabkommens 
EU-Zentralamerika für die beiden Länder der 1. Oktober 2013 festgelegt wird. 

Dies folgt der Einschätzung der EU, dass die beiden Länder die Anforderungen für die vorläufige 
Anwendung erfüllen. 

TRANSPARENZ 

Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten 

Der Rat hat am 26. September 2013 die Antwort auf den Zweitantrag Nr. 17/c/01/13 von 
Frau Berthier gegen die Stimmen der estnischen, der finnischen und der schwedischen Delegation 
gebilligt (siehe Dokument 13113/13). 
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JUSTIZ UND INNERES 

VN-Dialog auf hoher Ebene über Migration und Entwicklung 

(a) Der Rat hat die Erklärung zum 2013 stattfindenden VN-Dialog auf hoher Ebene über 
Migration und Entwicklung und zum Ausbau der Verknüpfung von Entwicklung und 
Migration, die sich auf die jüngsten Schlussfolgerungen des Rates zu diesem Thema stützt 
(12415/13, gebilligt. Die Erklärung wird von der Kommission vorgetragen, mit Ausnahme 
des Absatzes über die Arbeitskräftemobilität, den der Vorsitz vortragen wird. 

Der erste Dialog auf hoher Ebene über Migration und Entwicklung hat im September 2006 
stattgefunden; der zweite Dialog wird am 3./4. Oktober in New York während der 
68. Tagung der VN-Generalversammlung stattfinden. 

Ziel des Dialogs ist es, konkrete Maßnahmen zu benennen, mit denen ein kohärentes 
Vorgehen und die Zusammenarbeit auf allen Ebenen gestärkt werden können, um die 
Vorteile der internationalen Migration für die Migranten selbst wie auch für die betrof-
fenen Länder sowie die wichtigen Verflechtungen mit der Entwicklung zum Tragen zu 
bringen und die negativen Auswirkungen abzumildern. 

(b) Gemeinsame Erklärung der Europäischen Union und der AKP-Staaten 

Der Rat hat die gemeinsame Erklärung der Europäischen Union und der Staaten in Afrika, 
im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean (AKP) über den Dialog auf hoher Ebene 
über internationale Migration und Entwicklung im Hinblick auf die Tagung auf hoher 
Ebene in New York gebilligt. 

Agenda für Migration und Mobilität EU-Nigeria 

Der Rat hat die gemeinsame Erklärung zu einer Gemeinsamen Agenda für Migration und Mobilität 
zwischen der Republik Nigeria einerseits und der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten 
andererseits gebilligt. Die Gemeinsame Agenda ist der neue Rahmen, den die EU und ihre Mitglied-
staaten zusammen mit den bereits bestehenden Möglichkeiten, insbesondere der Mobilitätspartner-
schaft, nutzen können, um die Zusammenarbeit im Bereich der Migration mit einschlägigen Part-
nerländern auszubauen. 

Siehe auch: Mitteilung der Kommission: "Gesamtansatz für Migration und Mobilität" (17254/11) 
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Mobilitätspartnerschaft EU-Aserbaidschan 

Der Rat hat die gemeinsame Erklärung zu einer Mobilitätspartnerschaft zwischen der Europäischen 
Union und der Republik Aserbaidschan im Rahmen der Umsetzung des Gesamtansatzes der EU für 
Migration und Mobilität gebilligt. 

Mobilitätspartnerschaften werden geschlossen, wenn sie sowohl für die EU als auch für das Dritt-
land einen Mehrwert bei der Steuerung der Migrationsströme bewirken können. 

LEBENSMITTELRECHT 

Frühstücksrichtlinien - Durchführungsbefugnisse der Kommission 

Der Rat hat eine Verordnung angenommen, mit der die bestehenden Durchführungsbefugnisse der 
Kommission für die fünf sogenannten Frühstückrichtlinien an den Vertrag über die Arbeitsweise 
der EU (AEUV), insbesondere an Artikel 290 über delegierte Rechtsakte (31/13), angeglichen 
werden. Dies erfolgte im Anschluss an eine Einigung mit dem Europäischen Parlament in erster 
Lesung. 

Die fünf Frühstücksrichtlinien betreffen 

– Kaffee- und Zichorien-Extrakte, 

– Kakao- und Schokoladeerzeugnisse, 

– Zuckerarten, 

– Konfitüren und 

– Trockenmilch. 

Artikel 290 sieht vor, dass die Legislativorgane der EU (d.h. der Rat und das Europäische Parla-
ment) der Kommission die Befugnis übertragen können, bestimmte nicht wesentliche Vorschriften 
von Gesetzgebungsakten zu ergänzen oder zu ändern. Die sogenannten delegierten Rechtsakte 
haben weitgehend dieselben Arten von Maßnahmen zum Gegenstand, die zuvor nach dem "Rege-
lungsverfahren mit Kontrolle" erlassen wurden (das vom Rat 2006 in den Beschluss über die Aus-
schussverfahren aufgenommen worden war). 

Vorbehaltlich der Bedingungen, unter denen die Übertragung erfolgt, können der Rat und das Euro-
päische Parlament beschließen, die Übertragung zu widerrufen oder Einwände gegen einen dele-
gierten Rechtsakt der Kommission zu erheben. Die spezifischen Ziele, der Inhalt, der Geltungs-
bereich und die Dauer der Befugnisübertragung müssen in jedem Basisrechtsakt festgelegt werden. 

 




